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Die neuen europa- und weltpolitischen Herausforderungen für die Europäische
Gemeinschaft hat die Kommission flexibel in ihre Arbeit integriert, mit dem Ziel,
das politische Profil der EG zu stärken. Die Gestaltung der Außenbeziehungen ist
daher als gewichtiges Politikfeld neben die gewohnten, EG-internen Arbeits-
schwerpunkte der Kommission getreten. Zugleich war sie stets bemüht, darüber
nicht die angestrebte Vertiefung der Integration in Verzug geraten zu lassen.
Einen neuen Arbeitsschwerpunkt der Kommission stellt auch die Integration
Ostdeutschlands in die EG dar. Anfang 1990 wurden zunächst die Verhandlungen
zum Abschluß eines Handels- und Kooperationsabkommen mit der DDR fort-
gesetzt; es wurde im Mai unterzeichnet, jedoch nicht mehr ratifiziert. Zu den
Verhandlungen über den Staatsvertrag zur Herstellung der deutschen Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion, der am 1. Juli 1990 in Kraft trat, wurde die Kom-
mission hinzugezogen. Auf die rasche Entwicklung des deutschen Einigungs-
prozesses reagierte sie mit großer Flexibilität. Von Anfang an vertrat sie die
Auffassung, daß die Integration der ehemaligen DDR in die Gemeinschaft stufen-
weise und ohne eine Vertragsänderung erfolgen könne. Im August 1990 beendete
sie ihren Bericht über die erforderlichen Übergangs- und Ausnahmeregelungen
für eine rasche Eingliederung der DDR in die Gemeinschaft1. Das Paket der
endgültigen Anpassungsmaßnahmen konnte daraufhin vom Rat fristgerecht am 4.
Dezember 1990 verabschiedet werden und zum 1. Januar 1991 in Kraft treten2.
Die weitere Eingliederung der neuen Bundesländer gehört zu den Prioritäten des
Arbeitsprogramms der Kommission für 1991. Schwierigkeiten bereitet dabei vor
allem, daß es angesichts der noch unzureichenden ostdeutschen Verwaltungs-
strukturen an kompetenten Ansprechpartnern fehlt.

Die unmittelbaren Nachbarn: Politik der geographischen Nähe

Im Mittelpunkt der außenpolitischen Aktivitäten der Kommission stehen die
Beziehungen zu den unmittelbaren Nachbarländern der EG. Die von der Kom-
mission geführten Verhandlungen mit den EFTA-Staaten über die Bildung eines
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) liefen im Juni 1990 offiziell an . Sie
konzentrierten sich vor allem auf die Frage, wie die Interessen der EFTA-Länder
bei Gemeinschaftsbeschlüssen berücksichtigt werden können, ohne daß die
Entscheidungsautonomie der EG eingeschränkt wird. Die Kommission hielt daran
fest, Nicht-Mitgliedern keine vollen Mitspracherechte einzuräumen, um jegliche
Beeinträchtigung der EG-Integration zu verhindern. Daneben bereitete ein
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Katalog von Vorbehalten und Ausnahmeforderungen einzelner EFTA-Länder
Probleme. Die Verhandlungen konnten daher nicht, wie ursprünglich vorgesehen,
bis Sommer 1991 abgeschlossen werden.

Auch die Situation der im Umbruch befindlichen mittel- und osteuropäischen
Staaten stellte die Gemeinschaft vor die Aufgabe, neue Formen der Kooperation
zu entwickeln4. Im Februar 1990 regte die Kommission an, diesen Ländern auf
ihre Bedürfnisse abgestimmte Assoziierungsabkommen anzubieten. Nach Sondie-
rungsgesprächen liefen Ende 1990 mit Polen, Ungarn und der CSFR Verhandlun-
gen für die neuen Europa-Abkommen an, die wie auch der EWR-Vertrag zum 1.
Januar 1993 in Kraft treten sollen. Bei der Hilfsaktion PH ARE der Gruppe der
24 für den wirtschaftlichen Wiederaufbau in Osteuropa kam der mit der Koor-
dination beauftragten Kommission weiterhin eine besondere Rolle zu. Im Laufe
des Jahres 1990 wurden neben Polen und Ungarn auch die CSFR, Bulgarien,
Jugoslawien und bis zur deutschen Vereinigung die DDR einbezogen . Die
Kommission evaluierte die wirtschaftliche Lage der beteiligten Länder, um Ak-
tionspläne auszuarbeiten . In enger Zusammenarbeit mit den osteuropäischen
Stellen ermöglichte sie einen zügigen Start der jeweiligen Programme. Bis Mitte
1991 konnten Zahlungszusagen von rund 38 Mrd. ECU mobilisiert werden . Als
problematisch erwies sich die mangelnde Absorptionsfähigkeit der Zielländer. Vor
allem fehlt es an theoretischen Modellen und Konzepten, auf welche Weise die
ehemaligen Staatshandelsländer an die Marktwirtschaft herangeführt werden
können — eine wichtige Grundlage für effiziente Hilfe.

In eine aktive Politik der geographischen Nähe will die Kommission auch die
Mittelmeerregion einbeziehen. Im Mai 1990 legte sie Vorschläge für eine neue
Mittelmeerpolitik vor , die Ende 1990 in einen Gesamtbeschluß des Rates münde-
ten . Den Hintergrund bilden die Verschärfung der demographischen Dynamik
und der sozialen Ungleichgewichte, erhebliche ökonomische und politische
Instabilität sowie die zunehmende Umweltbelastung im gesamten Mittelmeerraum.
Die neue Politik basiert vor allem auf einer Steigerung der finanziellen Hilfe und
einer Verbesserung der Kooperationsinstrumente. Besonders gefördert wird die
regionale Kooperation der südlichen Mittelmeerländer untereinander. Zur stärke-
ren Anbindung aller Nachbarregionen arbeitet die Kommission außerdem am
Ausbau von transeuropäischen Infrastrukturnetzen in den Bereichen Transport,
Energie, Telekommunikation und Berufsausbildung10.

Das internationale Ansehen der Kommission

Die Bemühungen der Kommission um ein außenpolitisches Profil der Gemein-
schaft gingen mit einer Aufwertung ihrer eigenen Stellung auf internationaler
Ebene einher. Immer stärker wird sie zum Beispiel am KSZE-Prozeß beteiligt11.
Formell gehören Vertreter der Kommission jeweils zur Delegation des EG-Staa-
tes, der die Ratspräsidentschaft innehat. Bei der Bonner KSZE-Konferenz zur
ökonomischen Kooperation im Frühjahr 1990 war die Kommission erstmals nicht
nur mit Experten, sondern auch durch einen Kommissar — Frans Andriessen —
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vertreten, der zudem eine Schlußerklärung abgab. An der KSZE-Tagung zur
Mittelmeerregion auf Mallorca im September/Oktober 1990 nahmen sogar zwei
Kommissionsmitglieder teil. Obwohl offiziell nur Redebeiträge der KSZE-Mit-
gliedstaaten vorgesehen waren, gab der für die Mittelmeerpolitik zuständige
Kommissar Abel Matutes zur Eröffnung ein Statement ab. Widerstände gegen die
gestärkte Rolle der EG innerhalb der KSZE regen sich bei den USA, aber auch
bei einigen EG-Mitgliedstaaten. Die Aufwertung der Kommission im KSZE-
Prozeß erfuhr mit dem Gipfeltreffen im November 1990 in Paris dennoch einen
weiteren Höhepunkt: Präsident Delors erhielt als Vertreter der Kommission das
Rederecht. Vor allem aber wurde die Pariser Charta für ein neues Europa nicht
nur von den EG-Staaten und vom Präsidenten des Europäischen Rates unter-
zeichnet, wie schon die Schlußakte von Helsinki, sondern auch vom Präsidenten
der Kommission. Nun stellt sich der Gemeinschaft die Aufgabe, den KSZE-Prozeß
mit ihren Vorschlägen aktiv mitzugestalten. Ein erste Anregung ist die auf den
niederländischen Premierminister Lubbers zurückgehende Idee einer europäi-
schen Energiecharta, die die Kommission dem Pariser Gipfel unterbreitete .

Am Rande des Pariser KSZE-Gipfels wurde eine gemeinsame Erklärung der
EG, ihrer Mitgliedstaaten und der USA unterzeichnet13. Sie soll die Grundlage
für einen intensiven transatlantischen Dialog bilden und sieht regelmäßige Kon-
sultationen auf mehreren Ebenen vor. Ein erstes Treffen der drei Präsidenten —
Bush, Delors, Santer (Ratspräsidentschaft) — fand im April 1991 statt. Hier zeigt
sich, daß die Kommission nicht mehr nur als Gesprächspartner in Wirtschafts-
fragen, sondern auch in politischen Dingen ernst genommen wird. Auch die
Kontakte zur Sowjetunion sind intensiviert worden: Der Europäische Rat beauf-
tragte die Kommission im Juni 1990, Konsultationen mit der sowjetischen Regie-
rung aufzunehmen und bis Oktober 1990 einen Bericht über die ökonomische
Situation der UdSSR und Vorschläge für Hilfsmaßnahmen vorzulegen.

Endspurt zum Binnenmarkt-Ziel

Wer nach außen stark sein will, so betonte Delors immer wieder, muß es zuerst
im inneren sein. Für die Gemeinschaft bedeutet das, das Binnenmarktprogramm
erfolgreich durchzuführen und an der Vertiefung der Integration zu arbeiten. Es
gehört zu den Verdiensten der Kommission, daß das Binnenmarktprojekt — bis
auf wenige, wenn auch wichtige Ausnahmen — voraussichtlich termingerecht
abgeschlossen werden kann. Bis Anfang 1991 hatte sie alle im Weißbuch von 1985
vorgesehenen Maßnahmen vorgelegt, der Rat hatte über zwei Drittel der ins-
gesamt 282 geplanten Rechtsakte verabschiedet14. Die wichtigsten Hindernisse,
die zur Verwirklichung des Binnenmarktes noch überwunden werden müssen,
bestehen in Bereichen, in denen Einstimmigkeit erforderlich ist. Um den Binnen-
markt termingerecht zu vollenden, sind die Jahre 1991 und 1992 entscheidend:
Nach der Verabschiedung der Binnenmarkt-Maßnahmen kommt es auf die
Umsetzung in nationales Recht sowie auf die Überwachung und Kontrolle der
Anwendung an. Die Kommission will hier entsprechenden Druck ausüben und
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weist immer wieder auf Rückstände der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung hin.
Ihrerseits will sie 1991 am Ausbau der Operationellen Strukturen des Binnenmark-
tes— Telekpmmunikationssysteme, Energienetze, Verkehrsinfrastruktur, berufliche
Bildung — arbeiten und ergänzende Vorschläge vorlegen, die zwar im Weißbuch
nicht enthalten, zur Abrundung des Projekts jedoch erforderlich sind15. Sie wird
zudem Bilanz ziehen müssen, ob die flankierenden Maßnahmen — sozial, regional,
ökologisch — ausreichend waren oder neue Initiativen notwendig sind. Für das
soziale Aktionsprogramm, das die Sozialcharta vom Dezember 1989 konkretisieren
soll, legte sie 1990 erst einen Teil der Vorschläge vor, die — vor allem durch
Großbritannien — im Rat jedoch blockiert wurden. Im Umweltbereich arbeitet sie
an der Einführung von marktwirtschaftlichen Anreizinstrumenten, die in der EG-
Umweltpolitik als drittes Aktionsmittel neben Umweltrecht und Projektfinanzie-
rung treten sollen. Sie ist außerdem bestrebt, die bislang aus unterschiedlichen
Fonds finanzierten Umweltausgaben in einem gemeinsamen Finanzierungsfonds
für die Umwelt (LIFE) zusammenzulegen16. Die Mitgliedstaaten mahnte sie
mehrfach, das bereits erlassene EG-Umweltrecht strikter anzuwenden.

Wirtschafts- und Währungsunion: in zwei Geschwindigkeiten?

Zur Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) legte die Kommission im März
1990 ein Arbeitspapier vor17, im August gemäß Art. 236 EWGV eine Stellungnah-
me zur Einberufung der Regierungskonferenz18. Darin befürwortet sie ein un-
abhängiges Europäisches Zentralbanksystem (EZBS) und eine möglichst rasche
Einführung der ECU als einheitliche Währung. Sie zeigte sich überzeugt, daß die
Globalisierung der Kapitalmärkte in jedem Fall nationalen Souveränitätsverzicht
bedeutet und daß die monetäre Unabhängigkeit der EG-Staaten nur durch eine
starke gemeinsame Währung ermöglicht werden kann. Nach dem erfolgreichen
Anlaufen der ersten Etappe der WWU am 1. Juli 1990 sprach sich die Kommis-
sion für einen Eintritt in die zweite Phase zum 1. Januar 1993 aus; der Europäi-
sche Rat einigte sich jedoch im Oktober 1990 auf den 1. Januar 1994 und auch
dies nur unter bestimmten Bedingungen19. Das zentrale Problem bei der Ver-
wirklichung der WWU ist, wie eine stärkere Konvergenz der nationalen Wirt-
schaftspolitiken erreicht werden kann. Solange sich einige Mitgliedstaaten nicht
auf eine strengere Haushaltsdisziplin verpflichten, ist das Ziel einer gemeinsamen
Währung unrealistisch. Damit stellt sich die Frage nach einer möglichen "geome-
trie variable" für das EZBS: Denkbar ist, daß zunächst nur fünf oder sechs
Staaten teilnehmen und andere erst später folgen. In der Kommission lehnt man
dies allerdings ab; bestenfalls werden Ausnahmeregelungen und Übergangszeiten
für einzelne Mitglieder akzeptiert. Sie drängt daher darauf, daß die Mitgliedstaa-
ten Defizite der öffentlichen Hand und außenwirtschaftliche Ungleichgewichte
durch verbindliche Sanierungsprogramme mit konkreten Zielsetzungen reduzie-
ren, um die erste Stufe der Währungsunion möglichst erfolgreich zu nutzen.
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Wege zur gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik

Nach Ansicht des Kommissionspräsidenten hat der Golf-Krieg gezeigt, daß eine
gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik dringend notwendig ist:
Diese internationale Krise führte "die politische Bedeutungslosigkeit Europas nur
allzu klar vor Augen" . Die Gemeinschaft müsse bereit sein, in der internationa-
len Politik mehr Verantwortung zu übernehmen. Die EG-Staats- und Regierungs-
chefs teilten zwar die Meinung, daß die künftige Union Kompetenzen in der
Außen- und Sicherheitspolitik erhalten soll, umstritten sind jedoch Reichweite
und institutioneller Rahmen. In der Kommission plädiert man für ein supranatio-
nal geprägtes Konzept: Dieser Politikbereich soll so weit wie möglich in das
bestehende EG-System integriert werden. Ein internes Arbeitspapier, das sie im
November 1990 hierzu vorlegte21, konnte sich in der Masse der Papiere zu diesem
Thema allerdings nicht behaupten, auch weil die Forderungen, etwa in bezug auf
die eigene Stellung, zum Teil überzogen waren. Der von der luxemburgischen
Präsidentschaft im April 1991 vorgelegte Vertragsentwurf zur Politischen Union,
der eine Dreiteilung in Wirtschaftsintegration (EG), außen- und sicherheits-
politische Kooperation sowie Zusammenarbeit in Fragen der inneren Sicherheit
vorsah, stieß auf deutliche Kritik bei der Kommission. Die beiden letzteren
Bereiche wären nicht voll der Kompetenz der EG-Organe unterstellt; gemeinsa-
mes Dach für die drei Pfeiler wäre im wesentlichen nur der Europäische Rat. Die
Kommission spricht sich dagegen nachdrücklich für eine einheitlich verfaßte
Gemeinschaft mit gemeinsamen Organen aus, wenn auch eventuell mit Abstufun-
gen und Übergängen. Strittig ist vor allem die Sicherheitspolitik: Einige Mitglied-
staaten, vor allem Großbritannien, wollen der EG höchstens eine Kompetenz für
den Bereich der 'soft security' zugestehen, nicht aber für die 'hard security . Im
Zentrum steht hier die Frage nach der Rolle der Westeuropäischen Union
(WEU). Nach Delors' Vorstellung könnte die WEU schrittweise in das bestehen-
de Vertragswerk integriert werden; die Gemeinschaft soll die gegenseitige Bei-
standspflicht aus Art. 5 WEU-Vertrag übernehmen . Briten, Niederländer und
Dänen befürchten dabei jedoch eine Beeinträchtigung der NATO.

Die Zukunft der Institutionen in der Politischen Union

Bei der institutionellen Weiterentwicklung der Gemeinschaft kommt es der
Kommission vor allem auf die Ausweitung der qualifizierten Mehrheitsbeschlüsse
im Rat an, möglichst auf alle Bereiche der EG-Politik außer konstitutionellen
Fragen. Sie sprach sich außerdem für eine Stärkung der Befugnisse des Europäi-
schen Parlaments aus. Bezüglich ihrer eigenen institutionellen Stellung geht es ihr
hauptsächlich um eine Stärkung ihrer Durchführungsbefugnisse, die de facto
dadurch eingeschränkt werden, daß sie sich der Rat durch die häufige Einsetzung
entsprechender Ausschüsse selbst bzw. nationalen Beamten vorbehält24. Das gibt
den Mitgliedstaaten zwar die Möglichkeit der Kontrolle über die Kommission,
verwischt aber die Grenzen zwischen den Exekutivbefugnissen von Rat und
Kommission25. Eine Steigerung der Effizienz der Kommission ist somit abhängig

Jahrbuch der Europäischen Integration 1990/91 75



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

vom Rat. Zum einen beim Gesetzgebungsprozeß: Ginge der Rat prinzipiell und
nur mit wenigen Ausnahmen zu Mehrheitsentscheidungen über, würden Kommis-
sionsvorschläge seltener über längere Zeiträume hinweg liegenbleiben. Zum
anderen bei der Durchführung: Setzte der Rat seltener Ausschüsse zur Kontrolle
der Kommission ein, könnte sie eigenständiger und zügiger ihre Exekutivbefugnis-
se wahrnehmen.

Ein anderes die Kommission betreffendes Thema bei der institutionellen
Weiterentwicklung ist die Frage des Initiativrechts. Sollen Rat und Europäisches
Parlament ebenfalls das Recht zur Gesetzesinitiative erhalten? Delors hat vor der
Preisgabe des Initiativmonopols der Kommission gewarnt, da er eine institutionel-
le Schwächung seiner Behörde befürchtet . Ein möglicher Kompromiß wäre, in
Bereichen, in denen die Vertragsänderung der EG neue Kompetenzen zugesteht,
das Initiativrecht auf Rat und Parlament auszudehnen. Hier zeigt sich ein Dilem-
ma: Auch zwischen Kommission und Europäischem Parlament bestehen grund-
sätzliche Interessenkonflikte — gegen die starke Stellung des Rates können sie
jedoch erfahrungsgemäß nur gemeinsam angehen. Im Rahmen der Verhandlungen
zur Politischen Union geht es zudem um die Mitwirkung des Europäischen
Parlaments bei der Ernennung der Kommission . Damit würde der Tatsache
Rechnung getragen, daß die Kontrollmöglichkeiten über die Kommission als
Ganzes beim EP liegen. Dies ist besonders ein deutsches Anliegen, das auch
Delors unterstützt, da die Kommission damit an Legitimität gewinnen würde.
Diskutiert wird eine Doppelinvestitur: Der Kommissionspräsident würde auf
Vorschlag des Europäischen Rates vom Europäischen Parlament gewählt bzw.
ernannt. Die von den Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit dem Kommissions-
präsidenten ernannten Kommissare würden danach als Kollegium durch das EP
bestätigt. Dadurch würde die politische Verantwortung der Kommission gegen-
über dem EP betont. Diskutiert wird auch, die Amtszeit der Kommission ent-
sprechend der Legislaturperiode des Parlaments auf fünf Jahre zu verlängern.

Weitere Arbeitsschwerpunkte der Kommission

Bei den übrigen Bereichen der gemeinsamen Politik beschäftigte wie üblich die
Agrarpolitik die Kommission besonders. Die Überschußproduktion der EG-
Landwirtschaft nahm wieder deutlich zu; entsprechend stiegen die Agrarausgaben.
Die Kommission will jedoch verhindern, daß sie die Obergrenze für 1991 über-
schreiten (32,5 Mrd. ECU). Das Konzept des zuständigen Kommissars Ray
MacSharry sieht dazu eine substantielle Kürzung der garantierten Stützpreise,
direkte Einkommensbeihilfen zum Ausgleich und Umweltschutz-Maßnahmen
vor . Seine Vorschläge stießen allerdings bei einer Mehrheit der EG-Agrarmini-
ster auf Kritik29. Kiechle forderte, den 1988 festgelegten Ausgabenrahmen wegen
der unvorhergesehenen Einbeziehung des ehemaligen DDR-Gebiets zu erhöhen.
Auch im Rahmen der Uruguay-Runde des GATT war die Kommission mit Agrar-
fragen beschäftigt. Nach dem Scheitern im Dezember 1990 mahnte sie die Mit-
gliedstaaten, daß eine Übereinkunft "vor allem im Interesse der Gemeinschaft
liegt, allein schon wegen ihrer Stellung als wichtigster Akteur im internationalen
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Handel"30. In anderen Politikbereichen waren die Aktivitäten der Kommission in
der Regel auf die Unterstützung und Flankierung der Binnenmarkt-Entwicklung
ausgerichtet, so etwa ihre Initiativen zur Förderung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen sowie ihr Aktionsplan zur Wiederbelebung der Verbraucherschutzpoli-
tilr . Eine Erweiterung und Präzisierung der Befugnisse der Gemeinschaft im
Rahmen der Regierungskonferenz zur Politischen Union forderte die Kommission
in den Bereichen Sozialpolitik, Infrastrukturnetze, Freizügigkeit/innere Sicherheit,
Umweltschutz, Steuerharmonisierung, Energie, Kultur.

Bilanz und Ausblick

Der Wandel in Osteuropa und die Beendigung des Ost-West-Konflikts schienen
zunächst auch einige politische Gefahren für die EG zu bergen. Würde das
westeuropäische Integrationswerk als obsolete Folge des Kalten Krieges abgetan?
Würden die Integrationswünsche der osteuropäischen Staaten das bisherige
Einigungswerk verwässern? Würde das größere Deutschland das innere Gleichge-
wicht der EG sprengen? Diesen Bedenken trat die Kommission entschlossen
entgegen; sie verstand es, die Umbruchsituation und die Ausstrahlungskraft der
EG zu nutzen, um den Integrationsprozeß voranzutreiben und ihre eigene Rolle
in der internationalen Politik zu stärken. So konnte sie Anfang 1991, in der Mitte
ihrer Amtsperiode, auf einige Erfolge zurückblicken: Das Binnenmarkt-Projekt ist
weit vorangeschritten; die Weichen für die Einbeziehung der Ex-DDR sind
gestellt; zwei Regierungskonferenzen arbeiten an der Vertiefung der Integration.
Angesichts der zahlreichen Anforderungen und Erwartungen von außen treten die
Fortschritte im inneren jedoch etwas in den Hintergrund. Der Kommission stellt
sich die Aufgabe, früher als vielleicht geplant Konzepte für eine Vereinbarung der
beiden Ziele Vertiefung und Erweiterung vorzulegen. Die Debatte hierzu hat
bereits begonnen: Ende April 1991 brachte der für die Außenbeziehungen zustän-
dige EG-Kommissar Andriessen die Idee einer Teil-Mitgliedschaft auf . Dies
würde bedeuten, daß ein Mitglied wahlweise nur an einigen Gemeinschaftspoliti-
ken teilnimmt, im Falle der beitrittswilligen osteuropäischen Staaten z. B. an der
EPZ, der Energie- und der Verkehrspolitik. Andriessen fand jedoch innerhalb der
Kommission und auch im EP keine Zustimmung. Seine Kollegen, insbesondere
Delors, halten am Konzept der Assoziierung mit einer späteren Beitrittsoption
fest. Andriessens Vorschlag könnte jedoch darauf hindeuten, daß die Gemein-
schaft weitergehende Angebote vorlegen muß, um der Bevölkerung Osteuropas
wirklich eine Zukunftsperspektive zu bieten.

Zumindest beginnt die Kommission, über die Zeit nach 1992 nachzudenken,
nicht nur in der Frage der Erweiterung, sondern auch in bezug auf nötige Refor-
men der gemeinsamen Politik: So müssen etwa die Beschlüsse des Brüsseler
Sondergipfels 1988 zur Agrar-, Struktur- und Finanzpolitik für die 90er Jahre
überarbeitet werden. Bereits im Frühjahr 1991 legte sie z. B. Vorschläge für eine
neue Finanzverfassung vor. Angesichts der bevorstehenden Aufgaben bleibt zu
hoffen, daß der geplante Abriß des asbestverseuchten Berlaymont, Sitz der
Kommission, ihre Effizienz nicht allzusehr beeinträchtigt33.
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